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erstinstanzliche Verfahren erreicht. In der 2. Instanz abge­
schlossene Einigungen müßten weiterhin zwangsläufig mit 
dem Erlaß des Urteils verbindlich werden, auch wenn dies 
unmittelbar im Anschluß an die mündliche Verhandlung er­
folgt.

Ausgangspunkt für eine andere Regelungsvariante, mit 
der das Anliegen von Grutza besser verwirklicht werden 
könnte, soll die Frage sein, ob es Gründe gibt, die in Ehesa­
chen die Regelung der Bestätigung von Einigungen im Urteil 
zwingend erfordern. Es erscheint denkbar, auch in Ehesachen 
Einigungen, die für den Fall der Auflösung der Ehe einge­
gangen wurden, unter dieser Bedingung mit der Aufnahme 
in das Protokoll zu bestätigen. Ob diese Bedingung eingetre­
ten ist, steht mit der Rechtskraft des Urteils fest, mit dem 
über die Eheauflösungsklage entschieden wird. Durch ein kla­
geabweisendes Urteil wäre klargestellt, daß die bedingte 
Einigung, die auch nur bedingt bestätigt wurde, nicht wirk­
sam geworden ist. Die Abkopplung der Bestätigung vom Ehe­
scheidungsurteil ermöglicht, diese Einigung nach den allge­
meinen Grundsätzen zu widerrufen, also auch nach dem Er­
laß des Urteils.

Eine Ausnahme müßte für die Einigung über das Erzie­
hungsrecht geregelt werden, weil davon die Regelung der 
weiteren, mit der Eheauflösung in Verbindung stehenden 
Ansprüche abhängt. Das Erziehungsrecht muß daher zu dem 
Zeitpunkt, zu dem Einigungen über den Unterhalt, die Ehe­
wohnung usw. verbindlich oder Entscheidungen darüber 
rechtskräftig werden, auf jeden Fall bereits verbindlich ge­
regelt sein.

Davon ausgehend, daß die Übertragung des Erziehungs­
rechts mit dem Eintritt der Rechtskraft des die Ehe auflö­
senden Urteils verbindlich geregelt sein muß (vgl. §25 FGB; 
§ 153 Abs. 2 ZPO), erhebt sich die Frage, ob es überhaupt 
ein Bedürfnis für den Ausbau der Widerrufsmöglichkeit bei 
der Einigung über das Erziehungsrecht gibt. Eine erweiterte 
Widerrufsmöglichkeit wäre nur zu bedenken, wenn die Ehe­
gatten bis zum letzten Verhandlungstermin keinen gemein­
samen Standpunkt erzielt hatten und in der Verhandlung 
nun den Vorschlag des Gerichts aufgreifen, sich aber noch 
nicht endgültig darauf festlegen wollen. In diesem Fall könn­
ten die Prozeßparteien auch dem Gericht die Entscheidung 
überlassen und sich die Rechtsmittelfrist offenhalten. Daraus 
würde ihnen kein Nachteil entstehen, zumal die Kostenfrage 
beim Erziehungsrecht keine Rolle spielt. Folgt man dieser 
Überlegung, so bedarf es keiner erweiterten Widerrufsmög­
lichkeit. Der Widerruf von Einigungen über das Erziehungs­
recht wäre demnach ähnlich wie nach der jetzigen Regelung 
(§ 46 Abs. 4 Satz 2 erster Halbsatz ZPO) bis zum Erlaß des 
Eheauflösungsurteils zuzulassen. Wenn mit Urteilserlaß auch 
die Regelung des Erziehungsrechts unwiderruflich feststeht, 
bleibt der inhaltliche Zusammenhang der mit der Eheauf­
lösung in Verbindung stehenden Ansprüche auch gewahrt, 
wenn die weiteren Ansprüche später geregelt werden. Für 
solche Einigungen kann daher die zweiwöchige Widerrufs­
frist gewährt werden, auch wenn das Urteil vor Ablauf die­
ser Frist bereits rechtskräftig wird, z. B. bei Rechtsmittelver­
zicht. Nach der geltenden wie auch nach der von Grutza vor­
geschlagenen Regelung sind Einigungen bzw. Entscheidungen 
über diese weiteren Ansprüche nach Eintritt der Rechtskraft 
des Urteils ebenfalls möglich, wenn sich die Berufung nur 
gegen die Bestätigung einer solchen Einigung, nicht aber ge­
gen die Eheauflösung selbst richtet, da die Rechtskraft des 
Urteils dann nur in diesem begrenzten Umfang gehemmt 
wird (§ 153 Abs. 3 ZPO).

Nach diesen Überlegungen könnte die neue Fassung des 
§ 46 letzter Absatz ZPO folgendermaßen lauten:

„Einigungen über mit der Ehesache in Verbindung ste­
hende Angelegenheiten (§ 13) sind für den Fall deryAuflösung 
der Ehe abzuschließen. Ihre Bestätigung nach Abs. 2 erfolgt 
unter der gleichen Bedingung. Einigungen über das Erzie­
hungsrecht können bis zum Erlaß des die Ehe auflösenden 
Urteils widerrufen werden. Einigungen über die weiteren 
Ansprüche können innerhalb der in Abs. 3 geregelten Frist10 11, 
mindestens aber bis zum Eintritt der Rechtskraft des Urteils 
widerrufen werden."

§ 83 Abs. 4 ZPO wäre dahingehend zu ergänzen, daß Eini­
gungen in Ehesachen verbindlich werden, wenn die Wider­
rufsfrist abgelaufen und das die Ehe auflösende Urteil rechts­
kräftig geworden ist. Letzteres ergibt sich daraus, daß die 
Auflösung der Ehe die aufschiebende Bedingung für die 
Wirksamkeit dieser Einigungen ist.

Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs der Regelung 
von Kindes- und Ehegattenunterhalt müßte die Regelung 
des § 153 Abs. 3 ZPO über die Wirkung der Berufung auch 
auf den Widerruf von Unterhaltseinigungen ausgedehnt wer­
den.

Sollte jedoch die Notwendigkeit bejaht werden, für Eini­
gungen über das Erziehungsrecht die gleiche Widerrufsfrist 
wie für alle anderen Einigungen einzuräumen, wäre künftig 
der Erlaß des Urteils bis zum Ablauf der Widerrufsfrist hin­
auszuschieben.

Anfechtung gerichtlicher Einigungen

Die Verantwortung des Gerichts im Prozeß des Zustande­
kommens gerichtlicher Einigungen erstreckt sich auch darauf 
zu gewährleisten, daß die Einigungserklärungen der Prozeß­
parteien deren tatsächlichen Willen zum Ausdruck bringen. 
Willensmängel sind deshalb zwar weitgehend, nicht aber 
absolut auszuschließen. Daß auch bei einer gerichtlichen Eini­
gung Anfechtungsgründe i. S. des § 70 ZGB vorliegen kön­
nen, ergibt sich sowohl aus dem Vereinbarungscharakter der 
gerichtlichen Einigung als auch aus der Möglichkeit einer 
nicht vollständigen Sachaufklärung.11 Daran ändert auch die 
Tatsache nichts, daß der gerichtliche Anteil am Zustande- 
kommen der Einigung hoch sein kann.12

Dem Gericht können Willensmängel verborgen bleiben, 
z. B. dann, wenn die Prozeßparteien eine selbständig außer­
halb der mündlichen Verhandlung getroffene Einigung zur 
Bestätigung unterbreiten, oder dann, wenn eine Prozeßpartei 
die andere Prozeßpartei und das Gericht mit einer Tatsa­
chenbehauptung oder einem manipulierten Beweismittel 
täuscht und auf dieser Grundlage mit Unterstützung des Ge­
richts eine Einigung zustande kommt. In solchen Fällen muß 
es der betroffenen Prozeßpartei möglich sein, die Einigung 
anzufechten. Da die Anfechtung nach § 70 ZGB i. V. m. § 48 
Abs. 1 Satz 2 ZGB auch für familienrechtliche außergericht­
liche Vereinbarungen für zulässig gehalten wird13, wäre auch 
die Anfechtung familienrechtlicher gerichtlicher Einigungen 
möglich.

Im Interesse der einheitlichen Rechtsanwendung ist — 
über die bisherigen Vorstellungen hinausgehend — zu erwä­
gen, eine prozessuale Regelung der Anfechtbarkeit von ge­
richtlichen Einigungen zu schaffen. Damit könnten auch Un­
sicherheiten darüber, wie im Fall der Anfechtung von gericht­
lichen Einigungen zu verfahren ist, beseitigt werden. Da eine 
mit Erfolg angefochtene Einigung nichtig ist, hat das Ver­
fahren keinen Abschluß mehr. Das Gericht erfährt das, wenn 
beantragt wird, das Verfahren fortzusetzen, oder wenn Klage 
im Falle des Widerspruchs gegen die Anfechtung erhoben 
wird. Es entsteht also eine ähnliche Prozeßlage wie bei einer 
Wiederaufnahme des Verfahrens. Deshalb wäre zu erwägen, 
eine entsprechende, generell anwendbare Regelung im Rah­
men der Wiederaufnahme des Verfahrens zu schaffen.

10 Gemeint ist die z. Z. in § 46 Abs. 2 ZPO geregelte zweiwöchige 
Frist, die künftig erst mit Zustellung der Einigung beginnen soll.

11 Vgl. H. Kellner, „Können gerichtliche Einigungen mit einer Klage 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens angefochten werden?“, NJ 
1979, Hefte, S. 370; G. Janke, „Anfechtung gerichtlicher Einigun­
gen nach § 70 ZGB“, NJ 1981, Heft 6, S. 270.

12 Mit dieser Begründung wollten H. Walpert/G. Schmidt („Können 
gerichtliche Einigungen nach § 70 ZGB angefochten werden?“, 
NJ 1980, Heft 6, S. 266 f.) die gerichtliche Einigung mehr in die 
Nähe einer gerichtlichen Entscheidung rücken und verneinten 
daher die Anfechtbarkeit.

13 Vgl. K.-H. Eberhardt, „Die Anwendung von ZGB-Bestimmungen 
auf familienrechtliche Beziehungen“, NJ 1979, Hefte, S. 350 ff.; 
FGB-Kommentar, a. a. O., Anm. 1.4.3. zu §39 (S. 113); Ziff. 3.5. 
der Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zur Rechtspre­
chung bei der Aufhebung der Eigentumsgemeinschaft der Ehe­
gatten nach Beendigung der Ehe vom 27. Oktober 1983 (GBl. I 
Nr. 28 S. 309).


